
Aktenzeichen:

1.533. 21‚5.5;

Verkündet

am 28„November 1956

I m N a m e n d e e V o l k_e 8

In Sachen

Klägers und Revieionsklägers,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 7° Senat des Bundessozielgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 28° NoVember 1956

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Ober—

verwaltungsgerichts Berlin vom 6° März 1953 wird

zurückgewiesen°

Die Beteiligten haben einander Kosten nicht zu

erstatten°

Die Gebühr für die Berufstätigkeit des Rechtsanwalts

W„ von Ho vor dem Bundessozielgeriéht wird auf

‘loo,—— l)foestgeeetzt°

Von Rechts wegeno

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Berliner ButtergroßhandlungXXXXXXXXXXXXXXXXXXxXXXXnüt Sitz

in Berlin—Marienfelde hatte außer zahlreichen Zweiggeschäften

in West—Berlin noch 52 Läden im Ostsektor Berlins und in der

sowjetischen Besatzungszone° Diese Geschäfte wurden von ost—

sektoralen und sowjetzonalen Behörden im September 1950 zunächst

beschlagnahmt, dann enteignet und in HO—Geschäfte umgewandelt

oder Konsumgenossenschaften angeschlossen. Die Nachfolgegeschäfte

übernahmen nach der Enteignung einen großen Teil des Personals°

Der Kläger, der im Ostsektor Berlins
nohnt‚

war seit Jahren mit

der Kontrolle der dortigen Geschäfte beauftragt° Nach deren Ent—

eignung wurde er vom 1° Januar 1951 ab für die Kontrolle von

West—Berliner Zweiggeschäften übernommen° Auf Grund des Kontroll—
ratsbefehls Nr‚ 3 Ziff„ 16 lehnte das Facharbeitsamt IV Berlin

mit Verfügung vom ll° Januar 1951 mit Rücksicht auf die Arbeits—
marktlage in West—Berlin seine Zustimmung zu diesem Arbeitsver—

lältnis ab mit der Auflage an die Firma, sofern das Arbeitsver—

hältnis noch bestehe, es ab sofort zu lösen; Die Firmainrxxxxxxx
“protestierte” dagegen, erklärte aber zugleich, daß sie auflege—

gemäß gezwungen sei, "diesen Kontrolleuren die Auflösung des

Arbeitsverhältnisses mit sofortiger Wirkung mitzuteilen"„ Der

Senat von Berlin — Abteilung Arbeit — lehnte einen Widerruf der

Entscheidung des Facharbeitsamts IV ab°

Der Kläger erhob deshalb beim Arbeitsgericht Klage auf_Weiter—

beschäftigung° Dieses hielt sich nicht für zuständig, da es sich

um den Streit gegen einen Verwaltungsakt handele° Nachdem das

Arbeitsamt die "Beschwerde" des Klägers abgelehnt hatte, erhob

dieser Klage beim Verwaltungsgericht Berlin mit der Begründung,

Ziff. 16 des Kontröllratsbef9hls Nr° 3 sei auf ihn nicht anwend—
bar, da die Firma RXXXXXXX seit Jahrzehnten ihren Sitz in West—

Berlin habe und es sich bei ihm nur um den Wechsel des Arbeits—

platzes innerhalb derselben Firma handele, aber nicht um eine

Neueinstellung, also um einen Wechsel des Arbeitgebers, Das Ver—

waltungsgericht setzte mit Urteil vom l'?° November 1951 die an
die Firma gerichtete Verfügung des Facharbeitsamts IV insoweit

außer Kraft, als sie dieser die Auflage erteilte, das Arbeits—
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verhältnis mit dem Kläger zu lösen° Im übrigen wies es die Klage“

ab. Es hielt sie für zulässig, da sich die Verfügung des Fachar—

beitsamts, obwohl sie gegen die Firma gerichtet sei, unmittelbar

gegen den Kläger auswirke° Der Kontrollratsbefehl Nr„ 3 habe

zwar für das Gebiet der Bundesrepublik seine Wirksamkeit verloren,

gelte aber im Land Berlin weiter, das noch nicht zur Bundesrepub—

lik gehöre. Er sei auch nicht durch Art“ ll der Berliner Verfas—

sung vom 1" September 1950, der das Grundrecht der freien Wahl

des Arbeitsplatzes festlege, außer Kraft gesetzt werden; denn

die alliierten Gesetze und Befehle —
insbesondere die des Kontroll—

rats — blieben bis zu ihrer ausdrücklichen Aufhebung durch die

Alliierte Kommandantur in Kraft° Nach richtiger Übersetzung be—

treffe Ziff. 16 des Kontrollratsbefehls Nr° 3 u„ao nicht den Ar—
beitsplatzwechsel, sondern die Versetzung von Arbeitnehmern von

einem Arbeitsplatz auf den anderen, und zwar auch innerhalb eines

Betriebes. Deshalb ließ das Verwaltuhgsgericht auch dahingestellt,

ob es sich bei den Zweigstellennetzen der Firma in West— und Ost—

Berlin um einen oder mehrere Betriebe handele° Es nahm jedenfalls

eine Versetzung hier an, die der Zustimmung des Arbeitsamts bedürfeo

Die Entscheidung liege in dessen pflichtgemäßem Ermessen° Die Ar—

beitsmarktlage in Berlin mache besondere Lenkungsmaßnahmen auf

dem Arbeitsmarkt erforderlich° Die Entscheidung des Arbeitsamts

habe sich im Rahmen seines Ermessens gehalten° Die Aufforderung

zur Lösung des Arbeitsverhältnisses dagegen finde im Kontrollrats—

befehl Nr 3 keine Rechtsgrundlage und müsse deshalb aufgehoben

werden°

Gegen dieses Urteil legte der Kläger Berufung an das Oberverwal—
tungsgericht Berlin ein° Nach Errichtung der Bundesanstalt für
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversibherung trat diese als Be—

klagte an die Stelle des Senators für Arbeit° Das Oberverwaltungs—

gericht wies durch Urteil vom 6° März 1953 die Berufung zurück„

Es hielt für die Versetzung innerhalb eines Betriebes die Zustim—

mung des Arbeitsamts nicht für erforderlich° Der immer noch maß—

gebliche Sinn des Kontrollratsbefehls sei die Unterbringung von
Arbeitslosen in Arbeit„ Er diene also der Arbeitslenkung, nicht

aber dem Arbeitsschutz im weiteren Sinne° Deshalb seien nur Ver—

setzungen von einem Betrieb in einen anderen genehmigungspflichtig°

Entscheidend sei darum, ob die einzelnen Teile des Unternehmens
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eine organisatorische Einheit bildeten oder selbständig seien°

Die organisatorische Eigenständigkeit der Ost—Berliner Zweig-

stellen gegenüber der West—ßerliner Geschäftsleitung sei aber

1950 bei der FirmaXRXXXXXXX eindeutig gewesen° Für sie sei ein

eigener Verwaltungsapparat mit selbständigen Personal— und Ab—

rechnungsstellen eingerichtet worden„ Die Versetzung des Klägers

von Ost— nach West—Berlin sei deshalb von der Zustimmung des

Arbeitsamts abhängig gewesen° Einen Anspruch darauf habe er nicht

gehabt. Die Entscheidung habe im pflichtgemäßen Ermessen des

Arbeitsamts gelegenq Von diesem habe es im Sinne des Gesetzes

Gebrauchgemacht°

Gemäß @ 53 Abs° 2 Buchst° a des Gesetzes über das Bundesverwal—

tungsgericht wurde Revision‚zugelassen°

Der Kläger hat Revision eingelegt und beantragt, unter Aufhebung

der erst— und zweitinstanzlichen Urteile die Verfügung des Fach—

arbeitsamts IV Berlin auch insoweit aufzubében, als sie noch

nicht durch das Urteil des Verwaltungsgerichts vom 17° November

' 1951 aufgehoben werden sei‚ Er rügt Verletzung formellen und ma—

teriellen Rechts° Nicht richtig oder nicht angewendet worden

seien der Kontrollratsbefehl Nr" 3, Art‚ 11 und 12 der Verfassung

von Berlin und 5 71 Abs° 5 des preußischen Landesverwaltungsge—

setzes vom 30° Juli 1885 in Verbindung mit dem Berliner Verwal—
tungsgerichtsgesetz vom 8. Januar 19510

Der Kläger bestreitet, daß der Kontrollratsbefehl Nr" 3 überhaupt

noch gültig sei, Er verstoße gegen die Art° 11 und 12 der Ver—
fassung

von Berlin° Die3e sei von den Alliierten genehmigt und

damit auch von ihnen als verfassungsrechtliche Norm sanktioniert

worden° Hieraus müsse geschlossen werden, daß damit den deutschen

Verfassungsnormen zugleich der Rang einer besatzungsrechtlichen

Verfassungsnorm zukomme° Die Berliner Verfassung sei deshalb in

der Lage, den Kontrollratsbefehl Nr° 3 außer Kraft zu setzen,

soweit er ihr — insbesondere bei in der Verfassung festgelegten

Grundrechten — widerspreche. Dies sei aber der Fall; denn Art° 11

der Berliner Verfassung gewährleiste als solcher das Recht der

Freizügigkeit, insbesondere auch im Hinblick auf den Arbeitsplatz„

Eine Grenze finde diese Freizügigkeit nur bei der Überwindung

öffentlicher Notstände. Da durch den Kontrollratsbefehl Nr„ 3 die
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Freizügigkeit ohne Begrenzung auf Notetände eingeschränkt Sei,

seien die in Ausübung dieses Befehle handelnden Behörden inso—

weit in ihrem Ermessen gemäß Art, 11 der Berliner Verfassung

gebunden° Die "Alliierte Kommandatura" von Berlin habe bei der

Genehmigung der Berliner Verfassung keine Vorbehalte gegenüber

dem Art° ll gemacht° ‘

Selbst wenn jedoch der Kontrollratsbefehl Nr° 3 als gültig

angesehen werden sollte, liege kein genehmigungspflichtiger

Arbeitsplatzwechsel in diesem Sinn vor, da es sich bei der

Firma.xxxxxxxxxtun ein einheitliches Unternehmen handele und eine

Trennung in West- und Ost—Berliner Zweiggeschäfte rechtlich

nicht bestehe° Soweit es sich um Besonderheiten handele, wie

den Einkauf der Ware, die Gewerbeerlaubnis für die "Ost—Berliner

Zentrale“ usw„ beruhten diese auf dem Ost—Berliner Bewirtschaf-

tungssystem° Mangels einer geeigneten Fachkraft sei im übrigen
der Posten des Klägers bisher nicht besetzt werden° Die Besetzung

mit einer anderen‘Person sei für die Firma wertlos und werde

daher von ihr nicht vorgenommen werden„ Da das Arbeitsamt eine
entsprechende Spezialarbeitskraft nicht zur Verfügung stellen“

könne, sei durch seine Entscheidung auch der Gleichheitsgrund»
satz verletzt werden°

In diesem Zusammenhang werde ferner eine Verletzung des 5 71

Abs° 5 des preußischen Landesverwaltungsgesetzes in Verbindung

mit dem Berliner Verwaltungsgerichtsgesetz'gerügt° Wenn das Be—

rufungsgericht annehme, daß es darauf ankomme, ob die Firma BXXX

xxxxX unter den West—Berliner Arbeitslosen eine entsprechende

Spezialkraft ausfindig machen könne, so hätte es hierauf hin—

weisen müssen° Insoweit bestehe eine Aufklärungspflicht°

Die Beklagte hat die Ausführungen des Klägers bestritten und

beantragt, die Revision zurückzuweisen„

Des weiteren haben die Beteiligten zu der Frage Stellung genom—

men, ob die Revision nach 5 215 Abs. 9 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGG) zulässig sei° Im einzelnen wird auf die Schriftsätze Bezug

genommen°

III° Die Revision ist, wie auch das Bundesverwaltungsgericht unter
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dem 18° Januar 1954 festgestellt hat, am 1. Januar 1954 nach
@ 215 Abs. 9 Satz 1 SGG auf das Bundessozialgericht übergegangen°

Laut dessen Satz 2 richtet sich die Zulässigkeit der Revision

nach den Vorschriften des SGG. Das Oberverwaltungsgericht hatte

sie nach 5 53 Abs. 2 Buchst. a des Bundesverwaltungsgerichtsge—

setzes wegen Klärung einer Rechtsfrage von grundsätzlicher Be—

_deutung zugelassen. Dieser Zulassungsgrund entspricht dem 5 162_

Abs. 1 Nr. 1 SGG. Die Revision ist daher, da sie auch frist— und

formgerecht eingelegt ist, zulässig. Sie konnte aber keinen Erfolg

haben. '

Das Oberverwaltungsgericht Berlin ist der Auffassung, daß bei

der organisatorischen Eigenständigkeit der Ost—Berliner Zweig—

betriebe der Firma äXXXKXXX die Übernahme des Klägers nach der

Enteignung auf die West—Berliner Zweigstellen eine Versetzung

im Sinne der Ziff. 16 des Kontrollratsbefehls Nr° 3 darstellt

und deshalb unter die Genehmigungspflicht des Arbeitsamts fällt°

Bevor aber über diese Frage entschieden werden kann, ist zu

prüfen, ob es sich bei dem Befehl um revisibles Recht handelt°

Der Kontrollratsbefehl Nr. 3 zur Registrierung der in arbeits—

fähigem Alter stehenden Bevölkerung, Registrierung der Arbeits—

losen und deren Unterbringung in Arbeit ist am 17° Januar 1946

(Amtsbl. des Kontrollrats in Deutschland, 8. 131; VOBl. Berlin

1946 S. 21) für das gesamte, den Besatzungsmächten unterstehende

deutsche Gebiet erlassen werden. Da seit März 1948 der Kontroll—

rat besohlußunfähig war und nicht mehr zusammengetreten ist9

übernahm der Rat der Alliierten Hohen Kommission für das nicht

unter sowjetischer Verwaltung stehende deutsche Gebiet die Be—

fugnisse des Kontrollrats und-bestimmte durch Gesetz Nr° A—l9

vom 16. August 1951 (Amtsbl. der Alliierten Hohen Kommission
1951 S. 1037), daß die Vorschriften des Kontrollratsbefehls Nr° 3‚
damit im Gebiet der Bundesrepublik ihre Wirksamkeit verloren° Für

das Land Berlin ist dagegen ein derartiges Gesetz nicht ergangen°

Zwar sagt die Berliner Vérfassung
vom 1. September 1950 (VOB1° I

S. 453) im Art. 1 Abs. 2, daß Berlin ein Land der Bundesrepublik

Deutschland ist. Aber im Art. 87 Abs. 1 ist vorgesehen, daß Art. 1

Abs° 2 erst in Kraft tritt, sobald die Anwendung des Grundgesetzes
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für die Bundesrepublik Deutschland (GG) in Berlin keinen Be—

schränkungen mehr unterliegtn Im Art„ 25 GG ist das GG zwar
als für Groß—Berlin gültig bezeichnet worden„ Durch das Genen—'

migungssohreiben der Militärgouverneure zum GG vom 12“ Mai 1949

(VOB1. für die britc Zone 3° 416) ist aber gerade insoweit ein
Vorbehalt gemacht werden, und zur Berliner Verfassung hat die

Alliierte Kommandaturamit Schreiben BK/O (50) 75 vom 290 Au—
gust 1950 (VOB1„ Berlin 5° 440) bei der Erteilung ihrer Zustim—
mung zur Verfassung in Nr? 2 b den Abs„ 2 des Art° l zurückge—

stellt und in Nr° 2 c folgenden Vorbehalt gemacht: "Art° 87

wird dahingehend aufgefaßt, daß während der Übergangsperiode

Berlin keine der Eigenschaften eines zwölften Landes besitzen

wird °„„" In dem Ergänzungsschreiben BK/O (51) 56 vom 8° Oktober

1951 (BK/O (55) 10 vom lo° Mai 1955, in Kuhle—Steuerwald, Ber—

liner Gesetze, Anhang 57) wird erneut betont: "Solange Artikel 1

Absatz 2 ‚„„ der Berliner Verfassung zurüékgestellt sind, kann

Berlin nicht als ein Land der Bundesrepublik betrachtet werden"

(vgl° dazu auch die "Erklärung über Berlin“_BKC/I (55) 5 vom
5„ Mai 1955 — GVB1‚ S° 335 Nr° 1 und VI)°

Demgemäß kann das Gesetz Nr. A—19 vom 16° August 1951 sich nicht

auf das Land Berlin erstrecken und dort den Kontrollratsbefehl

Nr° 5 außer Wirksamkeit setzeno

Nun hat allerdings die Alliierte KommandaturaBerlin mit BK/O

(52) 20 vom29. Mai 1952(GVB1„3° 392) demRegierendenBürger—
meister von Berlin mitgeteilt, sie habe auf die Bitte seines

Schreibens vom 1° April 1952 folgendes beschlossen: "Der Kontroll—
ratsbefehl Nr. 3 wird hiermit vbm Tage des Inkrafttretens in Berlin

des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und
Arbeitslosenversicherung außer Wirkung gesetzt"„ Aber dieses Än—

derungsgesetz zum Gesetz über Arbeitsvermittluhg und Arbeitslosen—

versicherung (AVAVG), das eine Regelung zum @ 65 AVAVG, also zu
dem bisher vom Kontrollratsbefehl Nr, 5 geregelten Fragenkreis

' treffen und diesen Befehl damit entbehrlich machen sollte, ist

bisher nicht erlassen werden (Vgl° GVB1° 1952-8.) 556 Berichtigungs—

fußnote und Urteil des Oberverwaltungsgerichts Berlin
—OVG°v B

220° 54 NA — vom 14. März 1955). Die Aufhebung des Kontrollrats—
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befehls Nr„ 3 durch den Beschluß der Alliierten Kommandatura vom

29. Mai 1952 ist damit nicht in Kraft getreten° Demnach gilt

dieser nach wie vof in Berlin und nur in diesem Land„

Die Auffassung des Klägers, daß dieser Befehl den Artikeln 11

und 12 der Berlinef Verfassung widerspreche und demnach als auf—

gehoben anzusehen eei, da die Verfassung durch die Genehmigung

der Alliierten Kommandantur den Rang einer besatzungsrechtlichen

Verfassungsnorm erhalten habe, ist nicht zutreffend„ Zunächst

ist festzustellen,_daß die Berliner Verfassung sich nur auf die

Freizügigkeit und das Recht auf Arbeit für Einwohner von West—

Berlin beziehen ka■n‚ aber nicht auf von Ost— nach West—Berlin

versetzte Bersonena Im übrigen steht in der rechtlichen Bewertung

der Kontrollratsbefehl über der Verfassung. Zum Vergleich sei

auf die Pariser Verträgevom23. Oktober1954(Beai„ 195511
3° 213) verwiesen, zu denen uga° als Zusatzvertrag der Vertrag

zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen (BGBl°

1955 11 s„ 405) genört„ Dort ist im Art. 1 Abs° 1 bestimmt, daß

vom Kontrollrat eriassene Rechtsverschriften weder aufgehoben

noch geändert werden dürfen° Im Abs° 2 haben allerdings die Drei
Mächte auf die Bundesrepublik das Recht übertragen, auch Rechts-

vorschriften des Kontrollrats innerhalb des Bundesgebiets "außer

Wirksamkeit zu“getßen", aber erst nach jeweiliger Konsultation

mit den Drei Mächteno Auch daraus ergibt sich, daß ein Kontroll—

ratsbefehl als oberstes Besatzungsrecht durch die Berliner Ver-

fassung nicht abgeändert oder aufgehoben werden konnte°

Da der Kontrollratebefehl Nr° 3 nur noch im Land Berlin gültig

ist, also nicht über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus9

stellt er gemäß 5 162 Abs. 2 SGG nicht revisibles Recht dar°

Das gleiche gilt, aoweit der Kläger Verletzung des preußischen

Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 300 Juli 1883

(Preuß° Gesetzsammlung 3° 195) in Verbindung mit dem Berliner

Gesetz über die Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 8. Januar 1951

(vo31° 3° 46) und damit unterlassene Aufklärung rügt°

Zutreffsnd ist zwgß„ daß der—Grundsatz der Aufklärungagflicht‘

bereits im 5 71 Abs. 5 des preußischen Landesverwaltungsgesetzes

enthalten ist und demjenigen in den jetzigen Verwaltungsgerichts—

..9...
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gesetzen gleichsteht(vgl° @75 Abs° 2 der Verwaltungsge—‚
richtsgesetze in der amerikanischen Zone, 5 65 Abs° 2 der

Militärregierungsverordnung Nr. 165 in der brit° Zone)„

Aber dieser Grundsatz ist nicht als solcher in das Berliner

Gesetz übernommen werden„ Vielmehr bestimmt dessen @ 28:

"Bis zum Erlaß eines besonderen Gesetzes sind für das Ver—

fahren vor den Verwaltungsgerichten und dem Oberverwal—

tungsgericht „„e die Vorschriften entsprechend anzuwenden,4

die am 30° Januar 1933 in Berlin.in Kraft waren"„ Das Ber—

liner Gesetz bezieht sich damit nur auf das preußische Lan—

desverwaltungsgesetz, und dieses gilt im Gebiet der Bundes—

republik_nicht mehr°

Selbst wenn aber angenommen werden könnte, daß dieser all—

gemein gültige Rechtssatz durch die Bezugnahme inhaltsgleich

mit den im Gebiet der Bundesrepublik geltenden Vorschriften

sei, so kann doch nicht festgestellt werden, daß die Inhalts-

gleichheit bewußt und gewollt herbeigeführt worden ist„ Dies

aber wäre Voraussetzung, wenn die Norm als revisibel anerkannt

werden soll (vgl, dazu BGHZ° Bd° 7 S° 299 ff° und Urteil des
erkennenden Senats vom 11{. Mai 1956 —

“Sozialrecht" SGG

@ 162 Da 13 Nr; 54), Das Berliner Verwaltungsgerichtsgesetz

ist später erlassen werden als die entsprechenden Gesetze im

übrigen Bundesgebiet° Der Berliner Gesetzgeber hätte deshalb

ohne weiteres die Möglichkeit gehabt, bewußt und gewollt Vor—

schriften aus den bereits vorher ergängenen Gesetzen zu über—

nehmen, statt auf das preußische Gesetz zu verweisen„

Im übrigen braucht hierauf und auf die weitere Rüge der an—
geblichen Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes nicht näher

eingegangen zu werden, da schon wegen der Irrevisibilität

des Kontrollratsbefehls Nr° 3, auf dem der Verwaltungsakt

des Arbeitsamts beruht, die Revision gemäß @ 162 Abs° 2 SGG
nicht begründet ist° Sie mußte deshalb zurückgewiesen werden

(5 170 Abs° 1 SGG), ohne daß die materiell—rechtlichen Fragen

...lo-
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zu behandeln waren„

Die Entscheidung über die Kosten und die Gebühren des Prozeß—

bevollmächtigten des Klägers beruht‘ auf den @@193, 196 SGG°
.„
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